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1111 
Gesetz zur Erleichterung von Volksbegehren 

Vom 22. Dezember 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz' beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Erleichterung von Volksbegehren 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volks­
begehren und Volksentscheid in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2004 (Gv. NRW S. 542), 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2009 (Gv. NRW S. 765), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 3 Nummer 2 wird der erste Satzteil wie 
folgt gefasst: 

,,2. die persönlIche und handschriftliche Unterschrift 
des in Artikel 67 a Absatz 2 Satz 1 der Verfassung für 
das Land Nordrhein-Westfalen genannten Quorums 
der Stimmberechtigten (§ 1 des Landeswahlgesetzes), 
die bei Eingang des Antrags nicht älter als ein Jahr 
sein darf." 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein-
gefügt: 

. ,,(2) Neben der Eintragung in amtlich ausgelegte Lis­
ten nach Absatz 1 kann die Durchführung einer 
Unterschriftensammlung durch die Antragstellerin­
nen und Antragsteller (freie Unterschriftensammlung) 
zugelassen werden." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

3. § 7 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Der Antrag auf Zulassung der amtlichen Listenaus­
legung und gegebenenfalls der parallelen Durchfüh­
rung der freien Unterschriftensammlung ist schrift­
lich an das für Inneres zuständige Ministerium zu 
richten." 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "Listenausle­
gung" die Wörter "und gegebenenfalls der paralle­
len Durchführung der freien Unterschriftensamm­
lung" eingefügt. 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

,,(4) Für die amtliche Listenauslegung gelten die 
§§ 12 bis 18, für die freie Unterschriftensammlung 
gilt § 18 a." 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort 
" zwölften " durch das Wort "zweiundzwanzigsten" 
ersetzt. . 

b) In Absatz 6 wird folgender Satz 3 angefügt: 

"Beginn und Ende der Eintragungsfrist sowie die 
Sonntage der amtlichen Listenauslegung gibt es im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
bekannt." 

6. In § 14 wird das Wort "siebten" durch das Wort "vor­
letzten" ersetzt. 

7. In § 18 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Sofern parallel eine freie Unterschriftensammlung 
durchgeführt wird, stellen die Gemeindebehörden die 
abgeschlossenen Eintragungslisten den Vertreterinnen 
oder den Vertretern des Volksbegehrens zur Verfü­
gung." 

8. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt: 

,,§ ISa 

(1) Wurde dem Antrag auf Zulassung der Durchfüh­
rung der freien Unterschriftensammlung stattgege­
ben, haben die Antragstellerinnen und Antragsteller 
der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter 
nach deren Durchführung die Unterschriftenlisten 
mit Bestätigung des Stimmrechts zusammen mit den 

von den Gemeindebehörden nach § 18 Absatz 1 zur 
Verfügung gestellten Eintragungslisten innerhalb von 
zwölf Monaten seit Bekanntgabe der Zulassung der 
freien Unterschriftensammlung zu übersenden. § 1 
Absatz 3 Nummer 2 Sätze 2 und 3 und Nummer 4, 
Absätze 4 bis 6 und Absatz 7 Satz 1 gelten entspre­
chend. 

(2) Werden die Unterschriften mit Bestätigung des 
Stimmrechts sowie die von den Gemeindebehörden 
nach § 18 Absatz 1 zur Verfügung gestellten Eintra­
gungslisten vor Ablauf von zwölf Monaten seit 
Bekanntgabe der Zulassung der Unterschriftensamm­
lung der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahl­
leiter übersandt, haben die Vertrauenspersonen dieser 
oder diesem durch handschriftlich unterzeichnete 
Erklärung bei der Übersendung der Unterschriften zu 
versichern, dass die Unterschriftensammlung abge­
schlossen ist. 

(3) Später als nach Absatz 1 und 2 beigebrachte 
Unterschriften oder Bestätigungen des Stimmrechts 
sind für die Feststellung nach § 19 Absatz 1 unbe­
achtlich." 

9. In § 19 Absatz 1 werden nach dem Wort "Eintragun­
gen" die Wörter "und gegebenenfalls gültigen frei 
gesammelten Unterschriften" eingefügt. 

10. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Die Kosten der Herstellung der Eintragungslisten 
für die amtliche Listenauslegung und ihrer Versen­
dung an die Gemeindebehörden und gegebenenfalls 
die Kosten der Herstellung der Unterschriftsbögen 
für die parallele freie Unterschriftensammlung 
sowie die Kosten für den Versand der Eintragungs­
und gegebenenfalls freien Unterschriftenlisten an 
die Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter 
fallen den Antragstellerinnen und Antragstellern 
zur Last." 

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort "Eintragungsver­
fahrens" das Wort "amtlichen" eingefügt. 

11. Nach § 31 wird folgender § 31 a eingefügt: 

,,§ 31a 

(1) Antragstellerinnen, Antragsteller oder Vertrauens­
personen dürfen im Zusammenhang mit einer Volks­
initiative, einem Volksbegehren oder einem Volksent­
scheid keine Geld- oder Sachspenden annehmen von 

1. Fraktionen und Gruppen der Parlamente, kommu­
nalen Vertretungen und Bezirksvertretungen 

2. Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigen­
tum der öffentlichen Hand stehen oder die von ihr 
verwaltet oder betrieben werden, sofern die direkte 
Beteiligung der öffentlichen Hand 25 Prozent 
übersteigt. 

(2) Geldspenden sind von den Vertrauenspersonen 
gesondert auf einem Konto unter Angabe des Spen­
ders und des gespendeten Betrages zu verwalten. 
Sachspenden sind in einem schriftlichen Protokoll zu 
verzeichnen, in dem der Spender, der Gegenstand der 
Sachspende und der marktübliche Wert ausgewiesen 
werden. 

(3) Geld- oder Sachspenden im Zusammenhang mit 
einer Volksinitiative, einem Volksbegehren oder einem 
Volksentscheid, die in ihrem Gesamtwert die Höhe 
von 5 000 Euro übersteigen, sind von den jeweiligen 
Vertrauenspersonen dem für Inneres zuständigen 
Ministerium unter Angabe des Namens und der 
Anschrift des Spenders und der Gesamthöhe der 
Spenden unverzüglich anzuzeigen. Für Sachspenden 
ist der marktübliche Preis maßgebend. Das für Inne­
res zuständige Ministerium kann bei Vorliegen tat­
sächlicher Anhaltspunkte für eine unvollständige 
Anzeige anordnen, dass die Vertrauenspersonen 
Unterlagen über Spenden vorlegen und ihr kontofüh­
rendes Geldinstitut ermächtigen, dem für Inneres 
zuständigen Ministerium Auskunft über die Einzel­
spenden sowie Name und Anschrift der Spender zu 
erteilen. Die Anordnung kann im Wege der Verwal­
tungsvollstreckung durchgesetzt werden. 
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(4) Die Angaben gemäß Absatz 3 Satz 1 und 2 sind 
von den Vertrauenspersonen unverzüglich im Internet 
zu veröffentlichen. In der Anzeige an das für Inneres 
zuständige Ministerium gemäß Absatz 3 Satz 1 ist die 
Fundstelle der Internet-Veröffentlichung anzugeben. 

(5) Die Vertrauenspersonen versichern an Eides statt, 
dass sie der Anzeigepflicht gemäß Absatz 3 und der 
Veröffentlichungspflicht gemäß Absatz 4 vollständig 
und richtig nachgekommen sind. Die eidesstattliche 
Versicherung ist abzugeben: 

1. mit dem Antrag auf Behandlung einerVolksinitia­
tive im Landtag (§ 1 Absatz 2) gegenüber der Prä­
sidentin oder dem Präsidenten des Landtags, 

2. zum Zeitpunkt der Übersendung von Unterschrif­
te'n für ein Volksbegehren sowie der Eintragungs­
listen (§ 18 a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2) gegen­
über dem für Inneres zuständigen Ministerium, 

3. fünfzehn Tage vor dem Abstimmungstermin eines 
Volksentscheids (§ 25 Absatz 1 Satz 1) gegenüber 
dem für Inneres zuständigen Ministerium." 

12. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz werden die Wörter "und im 
Benehmen mit der Staatskanzlei" gestrichen. 

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. zu Form und Inhalt der Unterschriftsbögen für 
eine Volksinitiative und eine freie Unterschriften­
sammlung für ein Volksbegehren,': 

c) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

,,2. zu Form und Inhalt des Antrages auf Zulassung 
der amtlichen Listenauslegung und gegebenenfalls 
parallelen Durchführung der freien Unterschrif­
tensammlung sowie der Eintragungs- und Nach­
tragslisten und des Eintragungsscheins für ein 
Volks begehren,'.' 

13. In § 1 Absatz 1 Satz 1, 3 und 4, § 7 Absatz 3, § 10 
Absatz 1 Satz 1, § 11 Absatz 1 und 2, § 12 Absatz 5 
und Absatz 6 Satz 1, § 23 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 
2, § 25 Absatz 1 Satz 2, § 28 Absatz 1 und § 33 Satz 1 
werden die Wörter "das Innenministerium" in der 
jeweils verwendeten grammatikalischen Fassung 
durch die Wörter "das für Inneres zuständige Ministe­
rium" in der jeweiligen grammatikalisch richtigen 
Fassung ersetzt. 

Artikel 2 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 22. Dezember 2011 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

- GV NRW 2011 S. 726 

2120 
Gesetz zur Änderung 

des Landesaltenpftegegesetzes 
Vom 22. Dezember 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Landesaltenpflegegesetzes 

Artikel 1 
Änderung des Landesaltenpflegegesetzes 

Das Landesaltenpfiegegesetz vom 27. Juni 2006 (GV 
NRW S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 9. Februar 2010 (GV NRW S. 126), wird wie folgt 
geändert: 

Nach § 3 wird folgender neuer § 4 eingefügt: 

,,§ 4 
Ausgleichsverfahren in der Altenpflege-

fachkraftausbildung 

(1) Die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen­
Lippe sind zuständige Behörden für die Durchführung 
eines landesrechtlichen Ausgleichsverfahrens nach § 25 
Altenpfiegegesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. August 2003 (BGBL I S. 1690) in der jeweils gel­
tenden Fassung, geregelt in einer Altenpfiegeausbil­
dungsausgleichsverordnung. 

(2) Die zuständigen Behörden nehmen die Aufgaben als 
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr. Die 
Aufsicht führt das für die Altenpfiegeausbildung zustän­
dige Ministerium. Dieses kann allgemeine und besondere 
Weisungen erteilen, um die gesetzmäßige Erfüllung der 
Aufgaben zu sichern. Zur zweckmäßigen Erfüllung der 
Aufgaben kann die Aufsichtsbehörde allgemeine Weisun­
gen erteilen, um die gleichmäßige Durchführung der Auf­
gaben zu sichern. 

(3) Die Landschaftsverbände erhalten die entstehenden 
Kosten gemäß der Altenpfiegeausbildungsausgleichsver­
ordnung nach § 25 Altenpfiegegesetz erstattet." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 22. Dezember 2011 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L öhr man n 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert Wal te r-B 0 r j ans 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf Jäger 
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